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A. Bericht des Abgeordneten Goldhagen: 


Die Bundesregierung hatte in der Zusammen- 
stellung über die zugunsten der Landwirtschaft 
bereits getroffenen und noch beabsichtigten Maß- 
nahmen gemäß § 5 des Landwirtschaftsgesetzes 
(Nachtrag zu Drucksache 2100) u. a. in Aussicht ge- 
stellt, die landwirtschaftlichen Produkte beim Er- 
zeuger von der Umsatzsteuer freizustellen. Mit der 
Drucksache 2379 wurde demgemäß der Entwurf 
eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vorgelegt. In der Begründung 
dieses Entwurfs heißt es u. a.: 

„Seit mehreren Jahren ist die Landwirtschaft in 
einigen Gegenden zur Totverwertung der von ihr 
geschlachteten Tiere übergegangen. Als landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse werden jedoch nur ganze, 
halbe oder gevierteilte Tierkörper, also Schafe 
oder Kälber, Schweinehälften und Rinderviertel 
anerkannt werden können.“ 

Bei der dritten Beratung des vorstehenden Ge- 
setzentwurfs wurde von den Abgeordneten Unerti 
und Genossen folgender Entschließungsantrag ein- 
gebracht: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Ver- 
kündung des vorstehenden Gesetzes gleichzeitig 
folgende Änderungen der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz im Verordnungs- 
wege in Kraft zu setzen: 

,Dem § 57 Abs. 2 der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Sech- 


sten Verordnung zur Änderung der Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz vom 
14. August 1954 — • Bundesgesetzbl. I S. 262 — wird 
folgende Ziffer 4 hinzugefügt: 

„4. Rinder, Kälber, Schweine, Schafe und Pferde 
geschlachtet und die Tierkörper im ganzen, in 
Hälften oder gevierteilt geliefert werden.“ ‘ “ 

Die Antragsteller haben zur Begründung u. a. 
ausgeführt, es sei nicht Aufgabe der Bundesregie- 
rung, darüber zu befinden, ob ganze, halbe oder ge- 
vierteilte Tierkörper als landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse anzuerkennen seien. Maßgebend sei in- 
soweit die Verkehrsauffassung, die im Zweifels- 
falle von der Rechtsprechung zu ermitteln sei. Un- 
streitig müßten aber ganze, halbe und gevierteilte 
Tierkörper als gewerbliche Erzeugnisse gewertet 
werden. Ihre Anerkennung als landwirtschaftliche 
Erzeugnisse werde eine schwerwiegende Benach- 
teiligung der Groß- und Versandschlachtereien zur 
Folge haben, da diese die gleichen Erzeugnisse mit 
4 V. H. versteuern müßten. Es sei weiter damit zu 
rechnen, daß die Landwirtschaft in fortlaufend 
steigendem Umfange zur sogenannten Totverwer- 
tung übergehen werde, so daß eine ständig gerin- 
ger werdende Beschickung der mit einem großen 
Aufwand an öffentlichen Mitteln unterhaltenen 
städtischen Schlacht- und Viehhöfe die unausbleib- 
liche Folge sein werde. Zur Wahrung des Grund- 
satzes der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und 
der Sicherung gleicher Wettbewerbsverhältnisse sei 
es deshalb notwendig, in Ergänzung der Bestim- 
mung des § 57 Abs. 2 der Umsatz, steuerdurchfüh- 
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rungsbestimmungen den Schlachtvorgang auf der 
Großhandelsstufe für steuerunschädlich zu erklä- 
ren, wenn die Totverwertung durch die Landwirt- 
schaft umsatzsteuerfrei sei. 

Der Bundestag hat in seiner 166. Sitzung vom 
25. Oktober 1956 den Entschließungsantrag dem 
Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen (feder- 
führend) und dem Ernährungsausschuß (mitbera- 
tend) überwiesen. Der Finanz- und Steuerausschuß 
hat diesen Antrag in drei Sitzungen behandelt. Der 
mitberatende Ernährungsausschuß, der sich in zwei 
Sitzungen mit dem Antrag befaßte, hat mit Mehr- 
heit folgende Fassung vorgeschlagen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, in geeigneter 
Weise sicherzustellen, daß auch die Lieferungen 
der Landwirte von Tierkörpern im ganzen, in 
Hälften oder in Vierteln der in § 57 Abs. 2 Ziff. 4 
— Umsatzsteuerdurchführungsbestimmungen — 
aufgeführten Tiere als landwirtschaftliches Er- 
zeugnis anerkannt werden, sofern der Bundes- 
finanzhof in dem gegenwärtig anhängigen 
Rech tsbeschwerdever fahren die Schweinehälften 
nicht als solches anerkennen sollte. 

Im übrigen hat er vorgeschlagen, in der Fassung 
auf Umdruck 789 das Wort „Pferde“ zu streichen. 
Der Finanz- und Steuerausschuß glaubte, sich 
grundsätzlich diesem Votum 'anschließen zu sollen. 
Letztlich hatte er folgende zwei Fragen zu klären: 

1. Können die von der Landwirtschaft im Wege der 
Totverwertung zum Verkauf gelangenden Tier- 
körper im ganzen, in Hälften oder gevierteilt 
noch als landwirtschaftliche Erzeugnisse aner- 
kannt werden? 

2. Muß im Interesse einer gleichmäßigen steuer- 
lichen Behandlung der Schlachtvorgang auf der 
Großhandelsstufe als steuerunschädlich aner- 
kannt werden? 

Beide Fragen glaubt der Ausschuß in Überein- 
stimmung mit dem mitberatenden Ernährungsaus- 
schuß bejahen zu müssen. Er ist der Meinung, daß 
auch dann, wenn der Bauer oder Landwirt ein 
Schlachttier nicht lebend verkauft, sondern schlach- 
ten läßt und im ganzen, in Hälften oder Vierteln 
auf den Markt bringt, es sich noch um landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse handelt. Zu der gleichen 
Erkenntnis war in bezug auf Schweinehälften auch 
das Niedersächsische Finanzgericht in seinem Ur- 
teil vom 31. März 1955 gelangt, das zur Zeit noch 
den Gegenstand einer vor dem Bundesfinanzhof 
anhängigen Rechtsbeschwerde bildet. Das Bundes- 
finanzministerium hat in Aussicht gestellt, der Ent- 
scheidung des Gesetzgebers Rechnung zu tragen 
und die vorgenannte Rechtsbeschwerde zurückzu- 
ziehen. 

Da es sich insoweit um eine Auslegungsfrage 
handelt, dürften sich gesetzgeberische Maßnahmen 
erübrigen. Das Bundesfinanzministerium wird für 
die erforderliche Klarstellung im Erlaßwege Sorge 
tragen. 


Der Finanz- und Steuerausschuß ist weiter auch 
der Auffassung, daß es dem Grundsatz der steuer- 
rechtlichen Gleichbehandlung widersprechen und 
eine Verschlechterung der Wettbewerbsbedingun- 
gen bedeuten würde, wenn die Groß- und Versand- 
schlachter weiterhin den vollen Steuersatz in Höhe 
von 4 V. H. zahlen müßten. Für sie handelt es sich 
bezüglich der Lieferungen von Tierkörpern im 
ganzen, in Hälften oder gevierteilt um ausge- 
sprochene Großhandelslieferungen, so daß es ge- 
rechtfertigt erscheint, ihnen insoweit den ermäßig- 
ten Steuersatz von 1 v. H. zuzubilligen. Hingegen 
glaubte der Ausschuß, dem Anliegen der Schlachte- 
reibetriebe, auch ihnen für den Fall der Lieferung 
von Tierkörpern im ganzen, in Hälften oder Vier- 
teln an Kantinen u. dgl. den ermäßigten Steuersatz 
von 1 V. H. zuzubilligen, nicht Rechnung tragen zu 
können. Bei ihnen handelt es sich vornehmlich um 
Einzelhandelslieferungen. Nach dem eindeutigen 
Wortlaut des Gesetzes (§ 57 Abs. 1 Ziff. 5 UStDBj 
tritt die Steuerermäßigung für Lieferungen im 
Großhandel nur dann ein, wenn im letzten voran- 
gegangenen Kalenderjahr die Lieferungen im Ein- 
zelhandel nicht mehr als 75 v. H. des Gesamtum- 
satzes betragen oder die Lieferungen im Groß- 
handel 1 Million DM überschritten haben. 

Der Ausschuß glaubt jedoch, daß der in dem Ent- 
schließungsantrag vorgesehene Weg einer Ergän- 
zung der Bestimmungen des § 57 Abs. 2 UStDB zur 
Zeit aus rechtlichen Erwägungen nicht gangbar ist, 
da die im § 18 Abs. 1 UStG der Bundesregierung 
erteilte Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung für den vorliegenden Fall keine ausrei- 
chende Rechtsgrundlage bildet. Infolgedessen bleibt 
nur die Möglichkeit einer Gesetzesänderung, die 
der Ausschuß jedoch mit Rücksicht darauf, daß auf 
der Grundlage der vom Unterausschuß „Umsatz- 
steuer“ erarbeiteten Unterlagen demnädist eine 
umfassendere Novelle zum Umsatzsteuergesetz zu 
erwarten ist, im Augenblick für unzweckmäßig er- 
achtet. Er schlägt deshalb vor, die Bundesregierung 
zu ersuchen, eine Änderung des Umsatzsteuerge- 
setzes vorzubereiten, durch die sie, die Bundes- 
regierung, ermächtigt wird, § 57 Abs. 2 UStDB mit 
Wirkung vom 1. Januar 1957 ab folgende Ziffer 4 
anzufügen: 

„4. Rinder, Kälber, Schweine und Schafe, geschlach- 
tet und die Tierkörper im ganzen, in Hälften 
oder gevierteilt geliefert werden.“ 

Er schlägt weiter vor, für die Zeit vom 1. Januar 
1957 bis zum Inkrafttreten der vorstehend genann- 
ten Änderung den Groß- und Versandschlachtereien 
von der zur Zeit 4 v. H. betragenden Umsatzsteuer 
im Großhandel mit Tierkörpern im ganzen, in 
Hälften und Vierteln von Rindern, Kälbern, 
Schweinen und Schafen 3 v. H. zu stunden. 


Bonn, den 5. Dezember 1956 

Goldhagen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. eine Änderung des Umsatzsteuergesetzes vorzu- 
bereiten, durch die die Bundesregierung ermäch- 
tigt wird, den § 57 Abs. 2 der Durchführungsbe- 
stimmungen zum Umsatzsteuergesetz mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1957 ab folgende Ziffer 4 
anzufügen: 

„4. Rinder, Kälber, Schweine und Schafe ge- 
schlachtet und die Tierkörper im ganzen, in 
Plälften oder gevierteilt geliefert werden.“; 

2. für die Zeit vom 1. Januar 1957 bis zum Inkraft- 
treten der unter Nummer 1 genannten Änderung 
den in Betracht kommenden Unternehmen bei 
den Be- und Verarbeitungen, die in der dem § 57 
Abs. 2 der Durchführungsbestimmungen anzu- 
fügenden Ziffer 4 genannt sind, 3 v. H. der Um- 
satzsteuer zu stunden. 


Bonn, den 5. Dezember 1956 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Goldhagen 

Vorsitzender Berichterstatter 



